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Kreis Lippe 
 
71 19. Sitzung des 8. Beirats bei der unteren 

Landschaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
Die 19. Sitzung des 8. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 
 

Mittwoch, den 06.03.2013, um 15.30 Uhr 
 
im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, 
 

Sitzungszimmer Kaunas, Raum 404 (Ebene 4) 
 
statt. 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungstermin 
am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 32756 Detmold, Felix-
Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
 
Detmold, 11.02.2013 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
 
Hans-Dieter Wiesemann 

Kr.Bl. Lippe 25.02.2013 
 
 
 
 
 

 
72 Öffentliche Zustellung eines Bescheides vom 

10.01.2013 des Landrates des Kreises Lippe 
über die Änderung eines Familiennamens. 

 
Empfänger: Frau  
  Tanja Grässner 
 
Der derzeitige Aufenthaltsort des Empfängers ist unbe-
kannt.  
 
Aus diesem Grunde wird gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 Verwal-
tungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) – LZG NRW – in der 
Fassung des Gesetzes vom 16.11.2010 der vorgenannte 
Bescheid öffentlich zugestellt. Durch diese öffentliche Zu-
stellung des Dokuments können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
 
Den Bescheid kann der Empfänger in Zimmer 399 (Kreis-
haus, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold) wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden einsehen und in Emp-
fang nehmen. 
 
Der Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung zwei Wochen 
verstrichen sind (§ 10 Abs. 2 LZG NRW). 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. 
Bestvater 

Kr.Bl. Lippe 25.02.2013 
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73 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur inter-

kommunalen Zusammenarbeit im Bereich von 
Beratungen nach §§ 18 und 52 SGB VIII und 
der Einrichtung von Beistandschaften nach 
§§ 55 SGB VIII i.V.m. §§ 1712 ff. BGB 

 
Auf die im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Detmold, 
ausgegeben am 4. Februar 2013, Nr. 6 (ABl.Reg.Dt. 2013, 
S. 45 f.), bekanntgemachte öffentlich-rechtliche Vereinba-
rung zur interkommunalen Zusammenarbeit im Bereich von 
Beratungen nach §§ 18 und 52 SGB VIII und der Einrich-
tung von Beistandschaften nach §§ 55 SGB VIII i.V.m. 
§§ 1712 ff. BGB zwischen dem Kreis Lippe und der Stadt 
Lage wird gem. 24 Abs. 3 Satz 2 GkG NRW hingewiesen. 
 
Detmold, den 13.02.2013 
 
Kreis Lippe 
Der Landrat 
Fachbereich 3 
Jugend, Familie, Soziales und Bildung 
Im Auftrag 
Karl-Eitel John 
 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
Christian Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 25.02.2013 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
74 Satzung über die Erhebung von Kosten und 

Gebühren in der Stadt Bad Salzuflen bei Eins-
ätzen der Feuerwehr (Personalkostensatzung) 
vom 7. Februar 2013 

 
Der Rat der Stadt Bad Salzuflen hat aufgrund der §§ 7 und 
41 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben f und i der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666), zuletzt 
geändert durch Art. 7 Fünftes ÄndG vom 23.10.2012 
(GV NRW. S. 474), § 41 Abs. 3 des Gesetzes über den 
Feuerschutz und die Hilfeleistung –FSHG- vom 10.02.1998 
(GV NW S. 122), zuletzt geändert durch Art. 9 des Geset-
zes vom 23.10.2012 (GV NRW. S. 474) und der §§ 1, 2, 4 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung vom 25. April 2005 
(GV NRW. S. 448) in seiner Sitzung am 06.02.2013 fol-
gende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Leistungen der Feuerwehr 

 
(1) Die Stadt Bad Salzuflen unterhält zur Bekämpfung 

von Schadenfeuern sowie zur Hilfeleistung bei Un-
glücksfällen und bei solchen öffentlichen Notständen, 
die durch Naturereignisse, Explosionen oder ähnliche 
Vorkommnisse verursacht werden, eine Feuerwehr 
nach Maßgabe des Gesetzes über den Feuerschutz 
und die Hilfeleistung (FSHG). 

 
(2) Darüber hinaus stellt die Feuerwehr bei Veranstaltun-

gen nach Maßgabe des § 7 Abs. 1 FSHG Brandsi-
cherheitswachen, soweit der Veranstalter dieser Ver-
pflichtung nicht genügt oder genügen kann. 

 
(3) Des weiteren kann die Feuerwehr auf Antrag auch 

freiwillige Hilfeleistungen erbringen. Ein Rechtsan-
spruch zur Durchführung solcher Hilfeleistungen be-
steht nicht. Über die Durchführung entscheidet der 
Leiter der Feuerwehr bzw. der Kommandodienst. 

 
§ 2 

Kostentragung 
 
(1) Die Einsätze der Feuerwehr nach § 1 Abs. 1 sind un-

entgeltlich, soweit in Abs. 2 nichts anderes bestimmt 
ist. 

 
(2) Für die nachfolgend aufgeführten Einsätze der Feu-

erwehr wird Ersatz der entstandenen Kosten verlangt: 
 

1. von dem Verursacher, wenn er die Gefahr 
oder den Schaden vorsätzlich herbeigeführt 
hat, 

2. von dem Betreiber von Anlagen oder Einrich-
tungen gem. § 24 Abs. 1 Satz 1 FSHG im 
Rahmen ihrer Gefährdungshaftung nach 
sonstigen Vorschriften, 

3. von dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr 
oder der Schaden beim Betrieb von Kraft-, 
Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen 
entstanden ist, sowie von den Ersatzpflichti-
gen in sonstigen Fällen der Gefährdungshaf-
tung, 

 

 
4. von dem Transportunternehmer, Eigentümer, 

Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtig-
ten, wenn die Gefahr oder der Schaden bei 
der Beförderung von Gefahrstoffen oder 
wassergefährdenden Stoffen entstanden ist, 

5. von dem Eigentümer, Besitzer oder sonsti-
gen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr 
oder der Schaden beim sonstigen Umgang 
mit Gefahrstoffen oder wassergefährdenden 
Stoffen gemäß Nummer 4 entstanden ist, 
soweit es sich nicht um Brände handelt, 

6. vom Eigentümer, Besitzer oder sonstigen 
Nutzungsberechtigten einer Brandmeldean-
lage außer in Fällen nach Nummer 7, wenn 
der Einsatz Folge einer nicht bestimmungs-
gemäßen oder missbräuchlichen Auslösung 
war, 

7. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen 
Mitarbeiter eine Brandmeldung ohne eine für 
den Einsatz der Feuerwehr erforderliche Prü-
fung weitergeleitet hat, 

8. von demjenigen, der vorsätzlich grundlos die 
Feuerwehr alarmiert. 

 
Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfe-
leistung die Pflicht einer anderen Behörde oder 
Einrichtung zur Schadensverhütung und Scha-
densbekämpfung, so sind die Kosten für den Feu-
erwehreinsatz vom Rechtsträger der anderen Be-
hörde oder Einrichtung zu erstatten, sofern ein 
Kostenersatz nach Satz 1 nicht möglich ist. 

 
(3) Von dem Ersatz der Kosten kann abgesehen werden, 

soweit dies nach Lage des Einzelfalls eine unbillige 
Härte wäre oder aufgrund gemeindlichen Interesses 
gerechtfertigt ist. 

 
§ 3 

Berechnungsgrundlage 
 
Die Kosten bestehen aus den Personalkosten, Fahrzeug- 
und Gerätekosten, Sachkosten sowie Zins- und Tilgungs-
leistungen.  
Nach dieser Satzung werden jedoch nur die Personalkos-
ten erhoben. Sie werden nach Maßgabe des § 4 berech-
net.  
Die anderen Kosten werden auf Grundlage einer gesonder-
ten Satzung (Sachkostensatzung) erhoben. 
 

§ 4 
Personalkosten 

 
(1) Die Personalkosten berechnen sich nach der Einsatz-

zeit. Diese beginnt mit dem Zeitpunkt der Alarmierung 
und endet mit der Rückkehr zum jeweiligen Feuer-
wehrgerätehaus. Maßgeblich ist insoweit der Einsatz-
bericht. 

 
Bei Einsätzen, die eine besondere Reinigung der 
Fahrzeuge und Geräte erforderlich machen, wird die 
Zeit für die Reinigung der Einsatzzeit hinzugerechnet. 

 
Es erfolgt eine minutengenaue Abrechnung. 
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(2) Für die Dauer des Einsatzes wird je eingesetztem eh-

renamtlichen Feuerwehrmitglied aller Dienstgrade ein 
Stundenlohn von 37,00 € berechnet. Für die Füh-
rungskräfte, die am Kommandodienst teilnehmen, 
wird während der Zeit des Kommandodienstes eine 
Stunde mit 54,00 € abgerechnet. 

 
(3) Für die Dauer des Einsatzes wird je eingesetztem 

Feuerwehrbeamten im mittleren feuerwehrtechni-
schen Dienst ein Stundenlohn von 37,00 € und für 
Feuerwehrbeamte des gehobenen feuerwehrtechni-
schen Dienstes ein Stundenlohn von 54,00 € berech-
net. 

 
(4) Bei nicht bestimmungsgemäßer oder missbräuchli-

cher Auslösung einer Brandmeldeanlage wird eine 
Kostenpauschale für das erforderliche Personal wie 
folgt festgesetzt: 

 
1. bei „normalen“ Objekten für 9 Einsatzkräfte 

350,00 € je Stunde 
 

2. bei „Sonderobjekten“ für 22 Einsatzkräfte 831,00 € 
je Stunde. 

 
§ 5 

Gebühren für sonstige Leistungen der Feuerwehr 
 
(1) Für freiwillige Hilfeleistungen der Feuerwehr im Sinne 

des § 1 Abs. 3 dieser Satzung werden Gebühren 
nach Maßgabe des § 4 dieser Satzung erhoben. 

 
(2) Die gebührenpflichtige Leistung der Feuerwehr kann 

von der Vorausentrichtung der Gebühr oder von der 
Hinterlegung einer Sicherheit abhängig gemacht wer-
den. 

 
(3) § 2 Abs. 3 dieser Satzung gilt entsprechend. 
 

§ 6 
Kostenschuldner 

 
Zur Zahlung des Kostenersatzes für Einsätze nach 
§ 2 Abs. 2 dieser Satzung sind die dort genannten Perso-
nen verpflichtet. Mehrere Kostenersatzpflichtige haften als 
Gesamtschuldner. 
 

§ 7 
Gebührenschuldner 

 
Zur Zahlung der Gebühr für die in § 1 Abs. 2 und 3 dieser 
Satzung genannten Leistungen ist derjenige verpflichtet, 
der die Leistung bestellt oder bestellen lässt. Mehrere Ge-
bührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 8 
Entstehung und Fälligkeit 

 
(1) Der Kostenersatzanspruch nach § 2 Abs. 2 dieser 

Satzung entsteht mit Beendigung der kostenersatz-
pflichtigen Leistungen der Feuerwehr. Er wird mit der 
Bekanntgabe des Kostenersatzbescheides fällig, 
wenn in dem Bescheid nicht ein späterer Zeitpunkt 
bestimmt ist. 

 
 
 
 

 
(2) Die Gebühr nach § 7 dieser Satzung entsteht mit Be-

endigung der gebührenpflichtigen Leistungen der 
Feuerwehr. Sie wird mit Bekanntgabe des Gebühren-
bescheides fällig, wenn im Bescheid nicht ein späte-
rer Zeitpunkt festgesetzt wird. 

 
§ 9 

Haftung 
 
Die Stadt Bad Salzuflen haftet bei Leistungen im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 und 3 dieser Satzung nur für Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit. 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
a. Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen 

Bekanntmachung in Kraft. 
 
b. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 

Kostenersatz und Gebühren für Dienstleistungen der 
Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Bad Salzuflen vom 
27.06.2005 außer Kraft. 

 
ausgefertigt 
 
Bad Salzuflen, 07. Februar 2013 
 
gez. 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt-
gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-

stimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntge-
macht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-

über der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
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Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung ist auf 
die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzuweisen.“ 
 
Bad Salzuflen, 07. Februar 2013 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 25.02.2013 
 
 
 
75 Satzung über die Erhebung von Kosten und 

Gebühren in der Stadt Bad Salzuflen bei Eins-
ätzen der Feuerwehr (Sachkostensatzung) vom 
7. Februar 2013 

 
Der Rat der Stadt Bad Salzuflen hat aufgrund der §§ 7 und 
41 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben f und i der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666), zuletzt 
geändert durch Art. 7 Fünftes ÄndG vom 23.10.2012 
(GV NRW. S. 474), § 41 Abs. 3 des Gesetzes über den 
Feuerschutz und die Hilfeleistung –FSHG- vom 10.02.1998 
(GV NW S. 122), zuletzt geändert durch Art. 9 des Geset-
zes vom 23.10.2012 (GV NRW. S. 474) und der §§ 1, 2, 4 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung vom 25. April 2005 
(GV NRW. S. 448) in seiner Sitzung am 06.02.2013 fol-
gende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Leistungen der Feuerwehr 

 
(1) Die Stadt Bad Salzuflen  unterhält zur Bekämpfung 

von Schadenfeuern sowie zur Hilfeleistung bei Un-
glücksfällen und bei solchen öffentlichen Notständen, 
die durch Naturereignisse, Explosionen oder ähnliche 
Vorkommnisse verursacht werden, eine Feuerwehr 
nach Maßgabe des Gesetzes über den Feuerschutz 
und die Hilfeleistung (FSHG). 

 
(2) Darüber hinaus stellt die Feuerwehr bei Veranstaltun-

gen nach Maßgabe des § 7 Abs. 1 FSHG Brandsi-
cherheitswachen, soweit der Veranstalter dieser Ver-
pflichtung nicht genügt oder genügen kann. 

 
(3) Des weiteren kann die Feuerwehr auf Antrag auch 

freiwillige Hilfeleistungen erbringen. Ein Rechtsan-
spruch zur Durchführung solcher Hilfeleistungen be-
steht nicht. Über die Durchführung entscheidet der 
Leiter der Feuerwehr. 

 
§ 2 

Kostentragung 
 
(1) Die Einsätze der Feuerwehr nach § 1 Abs. 1 sind un-

entgeltlich, soweit in Abs. 2 nichts anderes bestimmt 
ist. 

 
(2) Für die nachfolgend aufgeführten Einsätze der Feu-

erwehr wird Ersatz der entstandenen Kosten verlangt: 
 
 

 
1. von dem Verursacher, wenn er die Gefahr 

oder den Schaden vorsätzlich herbeigeführt 
hat, 

2. von dem Betreiber von Anlagen oder Einrich-
tungen gem. § 24 Abs. 1 Satz 1 FSHG im 
Rahmen ihrer Gefährdungshaftung nach 
sonstigen Vorschriften, 

3. von dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr 
oder der Schaden beim Betrieb von Kraft-, 
Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen 
entstanden ist, sowie von den Ersatzpflichti-
gen in sonstigen Fällen der Gefährdungshaf-
tung, 

4. von dem Transportunternehmer, Eigentümer, 
Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtig-
ten, wenn die Gefahr oder der Schaden bei 
der Beförderung von Gefahrstoffen oder 
wassergefährdenden Stoffen entstanden ist, 

5. von dem Eigentümer, Besitzer oder sonsti-
gen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr 
oder der Schaden beim sonstigen Umgang 
mit Gefahrstoffen oder wassergefährdenden 
Stoffen gemäß Nummer 4 entstanden ist, 
soweit es sich nicht um Brände handelt, 

6. vom Eigentümer, Besitzer oder sonstigen 
Nutzungsberechtigten einer Brandmeldean-
lage außer in Fällen nach Nummer 7, wenn 
der Einsatz Folge einer nicht bestimmungs-
gemäßen oder missbräuchlichen Auslösung 
war, 

7. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen 
Mitarbeiter eine Brandmeldung ohne eine für 
den Einsatz der Feuerwehr erforderliche Prü-
fung weitergeleitet hat, 

8. von demjenigen, der vorsätzlich grundlos die 
Feuerwehr alarmiert. 

 
Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfe-
leistung die Pflicht einer anderen Behörde oder 
Einrichtung zur Schadensverhütung und Scha-
densbekämpfung, so sind die Kosten für den Feu-
erwehreinsatz vom Rechtsträger der anderen Be-
hörde oder Einrichtung zu erstatten, sofern ein 
Kostenersatz nach Satz 1 nicht möglich ist. 

 
(3) Von dem Ersatz der Kosten kann abgesehen werden, 

soweit dies nach Lage des Einzelfalls eine unbillige 
Härte wäre oder aufgrund gemeindlichen Interesses 
gerechtfertigt ist. 

 
§ 3 

Berechnungsgrundlage 
 
Die Kosten bestehen aus den Personalkosten, Fahrzeug- 
und Gerätekosten, Sachkosten sowie Zins- und Tilgungs-
leistungen. Nach dieser Satzung werden jedoch nur die 
Fahrzeug- und Gerätekosten und die Sachkosten etc. er-
hoben. Sie werden nach Maßgabe der §§ 4 bis 5 berech-
net.  
Die Personalkosten werden auf Grundlage einer gesonder-
ten Satzung erhoben. 
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§ 4 

Fahrzeug- und Gerätekosten 
 
(1) Die Kosten für die eingesetzten Fahrzeuge und Gerä-

te werden aufgrund der Einsatzzeit im Verhältnis zu 
den Jahresstunden berechnet. Die Einsatzzeit beginnt 
mit dem Ausrücken und endet mit der Rückkehr zum 
jeweiligen Feuerwehrgerätehaus bzw. nach einer be-
sonders erforderlichen Reinigung des Fahrzeuges.  

 
Es erfolgt eine minutengenaue Abrechnung. 

 
Die Höhe des Kostenersatzes bestimmt sich nach 
dem anliegenden Kostentarif, der Bestandteil dieser 
Satzung ist. 

 
(2) Die Kosten für Kraft- und Schmierstoffe für das jewei-

lige Fahrzeug bzw. Gerät sind im Verhältnis zu der 
Anzahl der konkreten jährlichen Einsätze zu berech-
nen. 

 
(3) Für die aufzuwendenden Geräte für Ölsperren wird 

pauschal je Tag ein Betrag von 25,00 € berechnet. 
 
(4) Bei nicht bestimmungsgemäßer oder missbräuchli-

cher Auslösung einer Brandmeldeanlage wird eine 
Kostenpauschale für die erforderlichen Fahrzeuge wie 
folgt festgesetzt: 

 
1. bei „normalen Objekten“ für 1 Löschfahrzeug 

119,00 € je Stunde 
 für 1 Hubrettungsfahrzeug 175,00 € je Stunde 
 
2. bei „Sonderobjekten“ für 2 Löschfahrzeuge 

238,00 € je Stunde 
 für 1 Hubrettungsfahrzeug 175,00 € je Stunde 

für 1 Einsatzleitwagen 126,00 € je Stunde 
 

§ 5 
Sachkosten 

 
(1) Die Sachkosten für Schaummittel, Ölbindemittel usw. 

werden in voller Höhe zum jeweiligen Tagespreis be-
rechnet. 

 
(2) Werden schadstoffhaltige Aufsaugmittel oder Boden-

mengen durch die Stadt Bad Salzuflen einem zuge-
lassenen Entsorgungsunternehmen zur schadlosen 
Beseitigung zugeführt, so werden die dabei entstan-
denen Kosten besonders berechnet. 

 
§ 6 

Gebühren für sonstige Leistungen der Feuerwehr 
 
(1) Für freiwillige Hilfeleistungen der Feuerwehr im Sinne 

des § 1 Abs. 2 dieser Satzung werden Gebühren 
nach Maßgabe der §§ 4 bis 5 dieser Satzung erho-
ben. 

 
(2) Die gebührenpflichtige Leistung der Feuerwehr kann 

von der Vorausentrichtung der Gebühr oder von der 
Hinterlegung einer Sicherheit abhängig gemacht wer-
den. 

 
(3) § 2 Abs. 3 dieser Satzung gilt entsprechend. 
 
 
 

 
§ 7 

Inanspruchnahme privater Unternehmen und 
Hilfsorganisationen 

 
(1) Die Feuerwehr kann zur Unterstützung bei Leistungen 

im Sinne des § 1 private Unternehmen und/oder 
Hilfsorganisationen beauftragen. Über die Beauftra-
gung entscheidet der Leiter der Feuerwehr bzw. die 
Führungskraft, die „Kommandodienst“ hat. Ein 
Rechtsanspruch auf Beauftragung besteht nicht. 

 
(2) Für die Beauftragung privater Unternehmen und/oder 

Hilfsorganisationen wird Kostenersatz geltend ge-
macht. Die Höhe des geltend gemachten Kostener-
satzes richtet sich nach den tatsächlich angefallenen 
Kosten. 

 
(3) § 2 Abs. 3 gilt entsprechend. 
 

§ 8 
Kostenschuldner 

 
Zur Zahlung des Kostenersatzes für Einsätze nach 
§ 2 Abs. 2 dieser Satzung sind die dort genannten Perso-
nen verpflichtet. Mehrere Kostenersatzpflichtige haften als 
Gesamtschuldner. 
 

§ 9 
Gebührenschuldner 

 
Zur Zahlung der Gebühr für die in § 1 Abs. 2 und 3 dieser 
Satzung genannten Leistungen ist derjenige verpflichtet, 
der die Leistung bestellt oder bestellen lässt. Mehrere Ge-
bührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 10 
Entstehung und Fälligkeit 

 
(1) Der Kostenersatzanspruch nach § 2 Abs. 2 dieser 

Satzung entsteht mit Beendigung der kostenersatz-
pflichtigen Leistungen der Feuerwehr. Er wird mit der 
Bekanntgabe des Kostenersatzbescheides fällig, 
wenn in dem Bescheid nicht ein späterer Zeitpunkt 
bestimmt ist. 

 
(2) Die Gebühr nach § 9 dieser Satzung entsteht mit Be-

endigung der gebührenpflichtigen Leistungen der 
Feuerwehr. Sie wird mit Bekanntgabe des Gebühren-
bescheides fällig, wenn im Bescheid nicht ein späte-
rer Zeitpunkt festgesetzt wird. 

 
§ 11 

Haftung 
 
Die Stadt Bad Salzuflen haftet bei Leistungen im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 und 3 dieser Satzung nur für Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit. 
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§ 12 

Inkrafttreten 
 
a. Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen 

Bekanntmachung in Kraft. 
 
b. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 

Kostenersatz und Gebühren für Dienstleistungen der 
Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Bad Salzuflen vom 
27.06.2005 außer Kraft. 

 
_______________________________________________ 

K o s t e n t a r i f 
zur Satzung über die Erhebung von Kosten und Gebühren 

in der Stadt Bad Salzuflen bei Einsätzen der Feuerwehr 
(Sachkostensatzung) vom 

 
I. Fahrzeug je Stunde 
 
a.) Löschfahrzeuge, 119,00 € 
 Tanklöschfahrzeuge 
 
b.) Gerätewagen, Rüstwagen, 146,00 € 
 Schlauchwagen 
 
c.) Einsatzleitwagen, 126,00 € 
 Kommandowagen und  

Mannschaftstransport- 
fahrzeuge 

 
d.) Hubrettungsfahrzeuge 175,00 € 
 
II. Geräte je Stunde 
 
a.) Tragkraftspritze 20,00 € 
 
b.) Motorsäge oder  
 Trennschleifer 18,00 € 
 
c.) Öl- und Wasserstaub- 18,00 € 
 sauger 
 
d.) Stromerzeuger 25,00 € 
 
e.) Schlamm- oder  10,00 € 
 Tauchpumpe 
 
f.) Schlauchboot 13,00 € 
 
III. Geräte je Tag 
 
a.) Handfeuerlöscher  
 (ohne Nachfüllung) 5,00 € 
 
b.) Ölsperre 25,00 € 
 
c.) Auffangbehälter für  

Flüssigkeiten 23,00 € 
 
d.) B-Druckschlauch 10,00 € 
 
e.) C-Druckschlauch 8,00 € 
 
f.) wasserführende  
 Armaturen je Stück 5,00 € 
 
g.) sonstige Kleingeräte 5,00 € 
 

 
ausgefertigt 
 
Bad Salzuflen, 07. Februar 2013 
 
gez. 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt-
gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
„Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige orts-
rechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-

mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung ist auf 
die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzuweisen.“ 
 
Bad Salzuflen, 07. Februar 2013 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 25.02.2013 
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76 8. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung 

vom 8. Februar 2013 
 
Aufgrund von § 7 Absatz 1 Satz 1 i.V.m. § 41 Absatz 1 
Satz 2 Buchstabe f der Gemein-deordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geändert durch 
Art. I des 1. NKF-Weiterentwicklungsgesetzes vom 
18.09.2012 (GV. NRW S. 432), und Art. I des Gesetzes zur 
Stärkung des kommunalen Ehrenamtes und zur Änderung 
weiterer kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften vom 
18.09.2012 (GV. NRW S. 436), hat der Rat der Stadt Bad 
Salzuflen am 6.2.2013 folgende 8. Satzung zur Änderung 
der Hauptsatzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 
§ 11 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
 

(4) Rats- und Ausschussmitglieder haben Anspruch auf 
Ersatz des Verdienstausfalls, der ihnen durch die 
Mandatsausübung entsteht, soweit sie während der 
Arbeitszeit erforderlich ist. Der Verdienstausfall wird 
nach der versäumten Arbeitszeit berechnet. Der bean-
tragte Zeitraum wird auf die letzte angefangene halbe 
Stunde aufgerundet. Der Anspruch wird wie folgt ab-
gegolten:  
 

  a) Alle Rats- und Ausschussmitglieder erhalten einen 
Regelstundensatz, es sei denn, dass sie ersicht-
lich keinen finanziellen Nachteil erlitten haben. Der 
Regelstundensatz wird auf 12,50 € festgesetzt. 
 

  b) Nichtselbständigen wird im Einzelfall der den Re-
gelstundensatz übersteigende Verdienstausfall 
gegen entsprechenden Nachweis, z. B. durch Vor-
lage einer Bescheinigung des Arbeitgebers, er-
setzt. 
 

  c) Selbständige können eine besondere Verdienst-
ausfallpauschale je Stunde erhalten, sofern sie ei-
nen den Regelsatz übersteigenden Verdienstaus-
fall glaubhaft machen. Die Glaubhaftmachung er-
folgt durch eine schriftliche Erklärung über die Hö-
he des Einkommens, in der die Richtigkeit der ge-
machten Angaben versichert wird. 
 

  d) Personen, die einen Haushalt mit mindestens 2 
Personen, von denen mindestens eine ein Kind 
unter 14 Jahren oder eine anerkannt pflegebedürf-
tige Person nach SGB XI ist, oder einen Haushalt 
mit mindestens 3 Personen führen und nicht oder 
weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig 
sind, erhalten für die Zeit der mandatsbedingten 
Abwesenheit vom Haushalt mindestens den Re-
gelstundensatz. Auf Antrag werden statt des Re-
gelstundensatzes die notwendigen Kosten für eine 
Vertretung im Haushalt ersetzt.  

 
 
 
 
 
 

 

  e) Entgeltliche Kinderbetreuungskosten, die außer-
halb der regelmäßigen Arbeitszeit auf Grund der 
mandatsbedingten Abwesenheit vom Haushalt 
notwendig werden, werden auf Antrag in Höhe der 
nachgewiesenen Kosten erstattet. Kinderbetreu-
ungskosten werden nicht erstattet bei Kindern, die 
das 14. Lebensjahr vollendet haben, es sei denn, 
besondere Umstände des Einzelfalls werden 
glaubhaft nachgewiesen. 
 

  f) In keinem Fall darf der Verdienstausfallersatz den 
Betrag von 40,00 € je Stunde überschreiten. 
 

  g) Der Beantragungszeitraum für den Ersatz von 
Verdienstausfall endet für Rats- und Ausschuss-
mitglieder und sachkundige Bürger täglich um 
19 Uhr. Diese Beschränkung des Verdienstausfalls 
auf 19.00 Uhr gilt nicht bei Einkünften aus un-
selbstständiger Tätigkeit.. 

 
Artikel II 

 
Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
Ausgefertigt 
 
Bad Salzuflen, den 8. Februar 2013 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
Bürgermeister 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderungssatzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
"Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmun-

gen oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 
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Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen." 
 
Bad Salzuflen, den 8. Februar 2013 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 25.02.2013 
 
 
 
77 Haushaltssatzung der Stadt Bad Salzuflen für 

das Haushaltsjahr 2013 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der derzeit gültigen Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) hat 
der Rat der Stadt Bad Salzuflen mit Beschluss am 
12.12.2012 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird  
 
im Ergebnisplan mit  
Gesamtbetrag der Erträge auf  122.426.300 EUR 
Gesamtbetrag der  
Aufwendungen auf  127.717.700 EUR 
 
im Finanzplan mit 
Gesamtbetrag der Einzahlungen  
aus laufender Verwaltungstätigkeit  
auf 114.818.300 EUR 
Gesamtbetrag der  
Auszahlungen  
aus laufender  
Verwaltungstätigkeit auf    115.472.200 EUR 
 
Gesamtbetrag der  
Einzahlungen aus 
der Investitionstätigkeit und  
der Finanzierungstätigkeit auf  15.754.500 EUR 
Gesamtbetrag der  
Auszahlungen aus  
der Investitionstätigkeit und  
der Finanzierungstätigkeit auf 26.366.500 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investi-
tionen erforderlich ist, wird auf  
 

4.000.000 EUR 
festgesetzt.  
 
 
 

 
§ 3 

 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 
 

6.980.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 
Einzelne Verpflichtungsermächtigungen können im Rah-
men haushaltsrechtlicher Vorschriften auch für andere In-
vestitionsmaßnahmen in Anspruch genommen werden. 
 

§ 4 
 
Die Verringerung der Ausgleichsrücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans wird auf 
 

0 EUR 
 
und 
 
die Verringerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich 
des Ergebnisplans wird auf 
 

5.291.400 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
 

70.000.000 EUR 
 
festgesetzt. 
 
In diesem Zusammenhang können zur wirtschaftlicheren 
Abwicklung kurzfristige Liquiditätsdarlehen im Liquiditäts-
verbund mit den Beteiligungen (Wirtschaftsbetriebe Bad 
Salzuflen GmbH, Stadtwerke Bad Salzuflen GmbH und 
Staatsbad Salzuflen GmbH) bis zu einer maximalen Lauf-
zeit von einem Jahr im Einzelfall unter angemessener Ver-
zinsung vergeben werden. 
 

§ 6 

 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2013 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und  
 forstwirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf  300 v.H. 
1.2 für die Grundstücke  
 (Grundsteuer B) auf 495 v.H. 
 
2. Gewerbesteuer auf 445 v.H. 

 
Die vorstehende Angabe der Steuersätze hat nur deklara-
torische Bedeutung, da für das Haushaltsjahr 2013 eine 
Hebesatzsatzung erlassen worden ist. 
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§ 7 

 
Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushalt-
sausgleich im Jahre 2014 wieder hergestellt. Die dafür im 
Haushaltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidie-
rungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des Haushalts-
plans umzusetzen. 
 

§ 8 
 
Die im Stellenplan als künftig wegfallend (kw) bzw. künftig 
umzuwandeln (ku) bezeichneten Stellen fallen fort oder 
sind entsprechend den Vermerken umzuwandeln, sobald 
die derzeitigen Stelleninhaber ausgeschieden oder auf an-
dere Stellen versetzt worden sind. 
 

§ 9 
 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investitions-
maßnahmen im Teilfinanzplan nach § 4 Absatz 4 und 
§ 14 GemHVO wird, bezogen auf den Gesamtausgabebe-
darf von Einzelmaßnahmen, grundsätzlich auf 50.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 10 
 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen sowie 

Verpflichtungsermächtigungen 
 
Als unerheblich i.S. von § 83 GO NRW werden über- und 
außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen ange-
sehen, 
 
1. wenn sie unmittelbar auf gesetzlicher oder vertraglicher 
Grundlage beruhen oder 
 
2. wenn es sich um durchlaufende Positionen/Zahlungen 
handelt oder 
 
3. wenn über- oder außerplanmäßige Positionen in voller 
Höhe durch zweckgebundene Mehrerträge/-einzahlungen 
gedeckt werden können, sofern diese nicht schon durch die 
gebildeten Budgets bereits gedeckt sind oder 
 
4. alle übrigen Aufwendungen und Auszahlungen bis zur 
Wertgrenze, die für Geschäfte der laufenden Verwaltung 
festgelegt ist. 
 
Als unerheblich im Sinne von § 83 i.V.m. § 85 GO NRW 
gelten über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermäch-
tigungen bis zur Wertgrenze, die für Geschäfte der laufen-
den Verwaltung festgelegt ist.  
 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlungen sowie 
Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der vorherigen 
Zustimmung des Rates. 
 
Im Übrigen sind die über- und außerplanmäßigen Aufwen-
dungen und Auszahlungen sowie Verpflichtungsermächti-
gungen dem Rat zeitnah zur Kenntnis zu bringen, sofern 
sie nicht geringfügig sind. Die Kenntnisnahme der gering-
fügigen Beträge erfolgt über den Jahresabschluss. 
 
 
 
 
 

 
Geringfügig in diesem Sinne sind Beträge bis zu 5.000 € 
pro Budget einer Produktgruppe sowie ferner alle über- und 
außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen, die 
im Zusammenhang mit dem Jahresabschluss (u.a. einschl. 
der Internen Leistungsverrechnungen, Kalkulatorischen 
Abschreibungen, Vermögensveränderungen und Rückstel-
lungen), der Umsetzung des NKF sowie finanzneutrale Mit-
telumschichtungen zwischen den Organisationsbereichen, 
die bei Strukturänderungen der Verwaltung und im Bereich 
der Personalwirtschaft erforderlich werden. 
Geringfügig sind ebenso alle über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen, die aus finanzstatisti-
schen Gründen für die finanzneutrale Änderung von Sach-
konten erforderlich werden. 
 

§ 11 
 

Mittelverschiebungen innerhalb der Budgets mit 
Zahlungsverpflichtungen 

 
Die Entscheidung über Mittelverschiebungen mit Zahlungs-
verpflichtungen ab 50.000 € (z.B. bei allen Instandhal-
tungs-, Instandsetzungs- und Erneuerungsvorhaben für 
Unterhaltung und Investition) innerhalb der gebildeten 
Budgets bzw. anhand der Bewirtschaftungsregeln trifft der 
Finanzausschuss (mit Ausnahme der Deckungsbudgets 
der allgemeinen Finanzwirtschaft und der Personalwirt-
schaft). 
 

§ 12 
 

Emächtigungsübertragungen 
 
Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen sind 
gemäß § 22 GemHVO übertragbar. 
 
Ermächtigungen für Auszahlungen für Investitionen bleiben 
bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für ihren Zweck ver-
fügbar; bei Baumaßnahmen und Beschaffungen längstens 
jedoch zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in 
dem der Vermögensgegenstand in seinen wesentlichen 
Teilen in Benutzung genommen werden kann. Werden In-
vestitionsmaßnahmen im Haushaltsjahr nicht begonnen, 
bleiben die Ermächtigungen bis zum Ende des zweiten 
dem Haushaltsjahr folgenden Jahr verfügbar. 
 
Sind Erträge oder Einzahlungen auf Grund rechtlicher Ver-
pflichtungen zweckgebunden, bleiben die entsprechenden 
Ermächtigungen zur Leistung von Aufwendungen bis zur 
Erfüllung des Zwecks und die Ermächtigungen zur Leistung 
von Auszahlungen bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für 
ihren Zweck verfügbar.  
 
Bei Übertragung von Aufwands- bzw. Auszahlungsermäch-
tigungen sollen die damit verbundenen oder in engem Zu-
sammenhang stehenden Ertrags- bzw. Einzahlungser-
mächtigungen (z.B. für Zuwendungen) in geeigneter Weise 
mit übertragen werden. 
 
Ermächtigungen für Auszahlungen, die in Zusammenhang 
mit rechtlichen Verpflichtungen oder in ähnlicher Weise 
(z.B. aufgrund Rückstellungsbildungen) stehen, bleiben bis 
zur Erfüllung der Verpflichtung bzw. der Inanspruchnahme 
der Rückstellung o.ä. verfügbar.  
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Im übrigen bleiben sonstige Ermächtigungen für Aufwen-
dungen und Auszahlungen des lfd. Bereichs (d.h. außer-
halb der Investitionen) maximal bis zum Ende des zweiten 
dem Haushaltsjahr folgenden Jahr verfügbar. 
 
Werden Ermächtigungen übertragen, erhöhen sie die ent-
sprechenden Positionen im Haushaltsplan des folgenden 
Jahres. 
 
Bad Salzuflen, den 12. Dezember 2012 
 
Dr. Honsdorf 
Bürgermeister 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 nach den geltenden Vorschriften und: 
 
(Erfüllung der Anzeigepflicht): 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2013 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß 
§ 80 Abs. 5 GO dem Landrat als untere staatliche Verwal-
tungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 10.01.2013 
angezeigt worden. 
 
(Bei einer Verringerung der Rücklage): 
Die nach § 75 Abs. 4 GO erforderliche Genehmigung der 
Verringerung der Rücklage ist vom Landrat als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold mit Verfügung 
vom 29.01.2013 erteilt worden. 
 
(Bei der Aufstellung von Haushaltssicherungskonzepten): 
Die nach § 76 GO erforderliche Genehmigung des Haus-
haltssicherungskonzeptes ist vom Landrat als untere staat-
liche Verwaltungsbehörde in Detmold mit Verfügung vom 
29.01.2013 erteilt worden. 
 
(Verfügbarmachung zur Einsichtnahme): 
Die Haushaltssatzung 2013 -mit ihren Anlagen einschl. 
Haushaltsplan (und das Haushaltssicherungskonzept)- ist 
zur Einsichtnahme gemäß § 80 Abs. 6 GO im Fachdienst 
20 Haushalt der Stadt Bad Salzuflen, Rathaus, Rudolph-
Brandes-Allee 19, 32105 Bad Salzuflen während der Öff-
nungszeiten verfügbar. 
 
Bad Salzuflen, den 11. Februar 2013 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 25.02.2013 
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Stadt Detmold 
 
78 Widmung des Stadtstraßenanschlusses Ge-

markung Remmighausen, Flur 2, Flurstück 273 
in Detmold, Ortsteil Remmighausen 

 
Der das Grundstück Gemarkung Remmighausen, Flur 2, 
Flurstück 274 (Hornsche Straße 283 / 285) mit der Horn-
schen Straße verbindende Stadtstraßenanschluss Gemar-
kung Remmighausen, Flur 2, Flurstück 273 in Detmold 
wurde abschließend ausgebaut und das Eigentum an die-
sem Flurstück auf die Stadt Detmold übertragen. Die vor-
stehend genannte Verkehrsfläche wird hiermit gemäß den 
§§ 2, 3 und 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 1995 
(GV. NRW. S. 1028, ber. 1996 S. 81, 141, 216, 355, ber. 
2007 S. 327), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 22. Dezember 2011 (GV. NRW. S. 731) als Ge-
meindestraße dem öffentlichen Verkehr gewidmet. Die 
Widmung erstreckt sich auf den im anliegenden Lageplan 
gekennzeichneten Bereich. Bei der in Rede stehenden 
Verkehrsfläche handelt es sich um eine öffentliche Er-
schließungsstraße gemäß § 3 Abs. 4 Ziffer 2 StrWG NRW 
mit Anschluss an die freie Strecke der Bundesstraße 
(Hornsche Straße, B 239). Träger der Straßenbaulast die-
ser Verkehrsfläche ist die Stadt Detmold. Der Landesbe-
trieb Straßenbau NRW und die Stadt Detmold haben die 
Unterhaltungsgrenze zwischen der B 239 und der Stadt-
straße einvernehmlich am nördlichen Rand der 3-zeiligen 
Entwässerungsrinne – an der Straßengebietsgrenze der 
B 239 liegend – festgelegt. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach öffentlicher Bekanntmachung Klage erhoben 
werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden 
(Königswall 8, 32423 Minden oder Postfach 3240, 32389 
Minden) schriftlich oder in elektronischer Form nach Maß-
gabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsver-
kehr bei den Verwaltungs- und Finanzgerichten im Lande 
Nordrhein-Westfalen – ERVVO VG/FG – vom 
07. November 2012 (GV. NRW. S. 548) einzureichen oder 
mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle des Verwaltungsgerichts zu erklären. Bei 
schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsfrist nur 
gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der Monatsfrist 
bei Gericht eingegangen ist. Sollte die Frist durch das Ver-
schulden einer bevollmächtigten Person versäumt werden, 
so würde deren Verschulden der / dem jeweiligen Kläger/in 
zugerechnet werden.  
 
Detmold, 07.02.2013 
 
STADT DETMOLD 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 25.02.2013 
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79 Offenlegung des Entwurfs des 

Bebauungsplanes 23-10 „Rosenkamp", 
1. (beschleunigte) Änderung; Ortsteil: Jerxen-
Orbke; Änderungsgebiet: Gemarkung Jerxen-
Orbke, Flur 1, Flurstücke 1503 und 1502 z.T. 

 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf des o. g. Bebauungsplanes mit 
Begründung in der Zeit vom 
 

05.03.2013 bis einschließlich 05.04.2013 
 
beim Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, 
1. Etage, montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 
17:30 Uhr und freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffent-
lich ausliegt.  
 
Lage und Umfang des Änderungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planun-
terlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt 
Detmold, Der Bürgermeister, Fachbereich 6, Stadtentwick-
lung, Postfach, 32754 Detmold gerichtet oder zur Nieder-
schrift im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, Ferdinand-
Brune-Haus, Zimmer 121, Hintergebäude, Rosental 21, 
vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch die 
Möglichkeit, Stellungnahmen in elektronischer Form über 
die Internetseite der Stadt Detmold www.detmold.de, 
Rubrik „Planen - Bauen“, Link „Aktuelle Beteiligung“ abzu-
geben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollan-
trag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person 
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen die-
ser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Im vorliegenden beschleunigten Verfahren 
gem. § 13a BauGB wird von einer Umweltprüfung 
abgesehen. 
 
Detmold, 14.02.2013 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl. Lippe 25.02.2013 
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80 Überprüfung der Standsicherheit der Grabmale 

auf den kommunalen Friedhöfen der Stadt 
Detmold 

 
Die Nutzungsberechtigten der Grabstätten auf den kom-
munalen Friedhöfen der Stadt Detmold werden hiermit auf-
gefordert, die Standsicherheit der Grabmale auf den Grab-
stätten, deren Nutzungsrechte sie besitzen, zu überprüfen 
und erforderliche Sicherungsarbeiten von einem für diese 
Arbeiten qualifizierten Fachbetrieb ausführen zu lassen. Es 
wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Nutzungs-
berechtigten für die Schäden haften, die durch Standunsi-
cherheit ihrer Grabmale verursacht werden. Standunsiche-
re Grabmale, die bis zum 25. März 2013 nicht wieder 
standfest aufgestellt worden sind, werden auf Kosten der 
Nutzungsberechtigten von einem von der Stadt Detmold 
beauftragten Fachbetrieb befestigt, bei Gefahr im Verzuge 
umgelegt. 
 
Detmold, 15. Februar 2013 
 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 25.02.2013 
 
 
 
81 Öffentliche Bekanntmachung des Jahresab-

schlusses der Stadt Detmold zum 31.12.2009 
und Entlastung des Bürgermeisters 

 
Aufgrund des § 96 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW S. 666) in der derzeit gültigen Fassung hat der 
Rat der Stadt Detmold am 19.12.2012 den vom Rech-
nungsprüfungsausschuss geprüften und mit einem unein-
geschränkten Bestätigungsvermerk versehenen Jahresab-
schluss zum 31.12.2009 durch Beschluss festgestellt und 
dem Bürgermeister Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2009 mit Lagebericht ist 
gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW dem Landrat des Kreises 
Lippe als untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Schrei-
ben vom 23.01.2013 angezeigt worden. 
 
Der Jahresabschluss mit Lagebericht 2009 der Stadt Det-
mold wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die Bilanz, 
die Ergebnis- und Finanzrechnung zum 31.12.2009 sind 
nachfolgend abgedruckt. 
 
Der Jahresabschluss 2009 mit allen Anlagen sowie der La-
gebericht und der Beteiligungsbericht 2009 liegen zur Ein-
sichtnahme ab dem 25.02.2013 bis zur Feststellung des 
folgenden Jahresabschlusses bei der Stadt Detmold, Pau-
linenstr. 45, Zimmer 3.05, während der Dienstzeiten öffent-
lich aus und sind im Internet unter www.detmold.de verfüg-
bar. 
 
Detmold, 15.02.2013 
 
 
Der Bürgermeister 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 25.02.2013 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
82 Öffentliche Bekanntmachung der Widmung der 

Straße „Dörmsenweg“ in Lemgo 
 

I. 
 
1. Nachstehend aufgeführte Verkehrsfläche wurde end-

gültig ausgebaut: 
 

„Dörmsenweg“ 
Gemarkung Lemgo, Flur 49, Flurstück 560 

(siehe auch anliegender Lageplan) 
 
2. Die vorgenannte Verkehrsfläche ist mit sofortiger Wir-

kung für den öffentlichen Verkehr gem. § 6 des Stra-
ßen- und Wegegesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (StrWG NW) in der derzeit gültigen Form 
gewidmet. 

 
3. Die vorgenannte Straße wird nach ihrer Verkehrsbe-

deutung in die Straßengruppe einer Gemeindestraße 
eingestuft. 

 
4. Baulastträger dieser öffentlichen Straße ist die Stadt 

Lemgo. 
 

II. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach 
öffentlicher Bekanntmachung Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall 8, 
32423 Minden oder Postfach 32 40, 32389 Minden) schrift-
lich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Ver-
ordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei den 
Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande Nord-
rhein-Westfalen - ERVVO VG/FG einzureichen oder münd-
lich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle des Verwaltungsgerichts zu erklären. Bei schriftlicher 
Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsfrist nur gewahrt, 
wenn die Klageschrift vor Ablauf der Monatsfrist bei Gericht 
eingegangen ist. Wird die Klage schriftlich erhoben, so sol-
len ihr zwei Abschriften beigefügt werden. Sollte die Frist 
durch das Verschulden eines Bevollmächtigten versäumt 
werden, so würde dessen Verschulden dem jeweiligen 
Kläger zugerechnet werden. 
 
Lemgo, 19.02.2013 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
- Tiefbauamt - 
 
AZ: 60 21 00 
 
 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 25.02.2013 
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Volkshochschule Lippe-Ost 
 
83 Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) und 

Entgeltordnung der Volkshochschule Lippe-
Ost  

 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Volks-
hochschule Lippe-Ost hat in Ihrer Sitzung am 17.12.2012 
nachstehende Allgemeine Geschäftsbedingungen und Ent-
geltordnung beschlossen: 
 
Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) und Entgelt-

ordnung der Volkshochschule Lippe-Ost 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Volkshochschule Lippe-Ost ist eine öffentliche 
Einrichtung des „Zweckverbandes Volkshochschule Lip-
pe-Ost“, der per 01.04.1977 von den Städten Barntrup, 
Blomberg, Lügde, Schieder-Schwalenberg und der Ge-
meinde Extertal gebildet wurde. Sitz des Zweckverbandes 
ist Schieder-Schwalenberg.  
 
(2) Die Volkshochschule ist eine Einrichtung der Weiter-
bildung nach § 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 des Ersten Geset-
zes zur Ordnung und Förderung der Weiterbildung im 
Lande Nordrhein-Westfalen (Weiterbildungsgesetz - 
WbG). Sie dient der Weiterbildung von Jugendlichen und 
Erwachsenen und arbeitet parteipolitisch und weltan-
schaulich ungebunden. Die Arbeit der Volkshochschule ist 
sowohl auf die Vertiefung und Ergänzung vorhandener 
Qualifikationen als auch den Erwerb von neuen Kenntnis-
sen, Fertigkeiten und Verhaltensweisen der Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer gerichtet. 
 
(3) Diese AGB / Entgeltordnung gelten für Leistungen, die 
die Volkshochschule für ihre Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer erbringt, auch für solche, die im Wege der elekt-
ronischen Datenverarbeitung / via Internet erbracht wer-
den.  
 

§ 2 
Veranstaltungsformen 

 
Die Volkshochschule führt Kurse, Lehrgänge, Beschäfti-
gungs- und Qualifizierungsprojekte, bedarfsorientierte 
Sonderschulungen, Vortrags- und Diskussionsveranstal-
tungen und andere Veranstaltungen, wie zum Beispiel 
Studienfahrten, Bildungsurlaube und Ausstellungen 
durch. 
 

§ 3 
Entgeltpflicht 

 
Für die Veranstaltungen der Volkshochschule sind, sofern 
diese nicht unentgeltlich durchgeführt werden oder Ent-
geltfreiheit für einzelne Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
besteht, Teilnahmeentgelte nach den Bestimmungen die-
ser AGB / Entgeltordnung zu entrichten. 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 4 

Höhe der Entgelte 
 
(1) Die Teilnahmeentgelte betragen, soweit nicht andere 
Bestimmungen dieser Entgeltordnung zu berücksichtigen 
sind, für 
 
(1.1) Einzelveranstaltungen 4,00 Euro bis 20,00 Euro 
 
(1.2) Kurse, Arbeitsgemeinschaften, Tages- und Wo-

chenendseminare 
 
2,20 Euro je Unterrichtseinheit = 45 Min, ab 11 Unter-
richtseinheiten wird ein Entgelt von 3,00 Euro pro Teil-
nehmerin/Teilnehmer zusätzlich erhoben 
 
(1.3) Berufsbildende Kurse und drittmittelfinanzierte 
Qualifizierungsmaßnahmen/ -projekte 
 
mindestens kostendeckend (Personal- und Sachkosten) 
 
(2) Nebenkosten für Unterrichtsmittel und sonstige 
Dienstleistungen der Volkshochschule (z.B. Teilnahme-
bescheinigungen, Zertifikate etc.) werden von den Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern nach den tatsächlichen 
Kosten im Umlageverfahren erhoben bzw. gesondert in 
Rechnung gestellt. 
 
(3) Für bestimme Kurse können auf Anordnung des 
Volkshochschulleiters kostendeckende Entgelte erhoben 
werden, sofern die betreffenden Veranstaltungen sonst 
nicht durchgeführt werden können (z.B. „Bildung auf Be-
stellung“, Unterschreitung der Mindestteilnehmerzahl). 
 

§ 5 
Unentgeltliche Veranstaltungen 

 
Der Volkshochschulleiter kann entscheiden, dass be-
stimmte Einzelveranstaltungen sowie Gesprächs- und Ar-
beitskreise unentgeltlich sind.  
 

§ 6 
Ermäßigung von Entgelten / Befreiung 

 
(1) Bei Vorlage eines Nachweises erhalten Schüler/innen, 
Studenten/innen, Auszubildende, Schwerbehinderte, 
Bundesfreiwilligendienstleistende, Empfänger von Ar-
beitslosengeld I sowie Personen, deren Einkommen das 
Eineinhalbfache des Arbeitslosengeldes II-Satzes nach 
SGB II oder des Sozialhilfesatzes nach SGB XII nicht 
übersteigt, eine Entgeltermäßigung von 25 %. 
 
(2) Entgeltfreiheit besteht bei Vorlage eines Nachweises 
für Empfängerinnen/Empfänger von Arbeitslosengeld II 
(SGB II) und von Sozialhilfe (SGB XII) und deren Angehö-
rige (Ehegatten und minderjährige Kinder), soweit diese 
über kein eigenes Einkommen verfügen. 
 
(3) In begründeten Fällen kann der VHS-Leiter zur Ver-
meidung sozialer Härten Personen, die unter 1. und 2. 
nicht erfasst sind, Entgeltermäßigung bzw. -befreiung ge-
währen. 
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(4) Entgeltermäßigung bzw. -befreiung wird nicht gewährt 
bei Studienreisen und Veranstaltungen, die unter Anwen-
dung des Kostendeckungsprinzips durchgeführt werden 
müssen (Exkursionen, Auftragsmaßnahmen, Firmenschu-
lungen etc.), sowie bei Nebenkosten (Lern- und Ver-
brauchsmaterial etc.). 
 

§ 7 
Zahlungsmodalitäten 

 
(1) Die Entgelte für Einzelveranstaltungen ohne Anmel-
depflicht sind unmittelbar vor der Veranstaltung bar zu 
zahlen. 
 
(2) Für Wochenend-, Wochen-, Tages- und Abendsemi-
nare werden die Entgelte mit der verbindlichen Anmel-
dung fällig. Die Zahlung erfolgt bargeldlos durch Bankein-
zug bzw. Überweisung/Einzahlung auf ein Konto des 
Zweckverbandes. Die Teilnahmeentgelte für alle anderen 
Veranstaltungen sind bei verbindlicher Anmeldung durch 
Bankeinzug nach Veranstaltungsbeginn oder nach Zu-
gang der Rechnung fällig.  
 
(3) Beträgt das Teilnahmeentgelt mindestens 200,00 Euro 
und die Dauer der Veranstaltung mindestens 8 Wochen, 
so kann die Teilnehmerin/der Teilnehmer den Abschluss 
eines Ratenzahlungsvertrages beantragen. Die erste Ra-
te von mindestens 150,00 Euro wird bei Vertragsab-
schluss fällig, die zweite Rate in Höhe des Restbetrages 
wird 4 Wochen nach Veranstaltungsbeginn fällig. 
  
(4) Beträgt das Teilnahmeentgelt für eine Veranstaltung 
mehr als 200,00 Euro kann die Volkshochschule bei Ver-
tragsabschluss eine Vorauszahlung von 50 v.H. des Ent-
gelts verlangen. Bei bekannter Unzuverlässigkeit des 
Teilnehmers kann sie im Einzelfall den Teilnehmer ableh-
nen oder die Teilnahme von der vorherigen Zahlung fälli-
ger Entgelte und/oder einer angemessenen Vorauszah-
lung abhängig machen. 
 

§ 8 
Erstattung des Entgelts 

 
Teilnahmeentgelte werden erstattet 
 
a) in voller Höhe, wenn eine angekündigte Veranstaltung 
vor oder bei Beginn abgesagt werden muss, 
 
b) anteilig, wenn Veranstaltungsabschnitte aus Gründen 
ausfallen, die die Teilnehmerin/der Teilnehmer nicht zu 
verantworten hat (z.B. Erkrankung der Kursleiterin/des 
Kursleiters), 
 
c) anteilig, wenn sich eine Teilnehmerin/ein Teilnehmer 
unter Angabe eines wichtigen Grundes (z.B. lange Krank-
heit, Wohnortwechsel) schriftlich bei der VHS-
Geschäftsstelle abmeldet. 
 

§ 9 
Mindestteilnehmerzahl 

 
Die Durchführung von Veranstaltungen kann vom Errei-
chen einer im Einzelfall festzulegenden Mindestteilneh-
merzahl abhängig gemacht werden. 
 
 
 
 

 
§ 10 

Anmeldung 
 
(1) Bei der Anmeldung zu allen Veranstaltungen, mit Aus-
nahme von Einzelveranstaltungen, ist die Angabe des 
Namens, der Anschrift und des Geburtsdatums erforder-
lich. Im Rahmen der vorgesehenen Zahlungsmodalitäten 
kann auch die Angabe der Bankverbindung der Teilneh-
merin/des Teilnehmers gefordert werden. Soweit erforder-
lich, sind die Angaben durch Vorlage geeigneter Nach-
weise zu belegen. 
 
(2) Die Anmeldung für eine Veranstaltung ist verbindlich 
und verpflichtet zur Zahlung des festgesetzten Teilnah-
meentgeltes. 
 
(3) In den Kursen werden Anwesenheitslisten geführt. 
 

§ 11 
Abmeldungen durch Teilnehmer/innen 

 
(1) Abmeldungen müssen schriftlich oder per Fax, E-Mail 
oder unter Nutzung des Internet-Portals der Volkshoch-
schule, bis 8 Kalendertage vor Veranstaltungsbeginn er-
folgen. 
 
(2) Nachträgliche Abmeldungen außerhalb der in Absatz 
1 genannten Frist sind möglich, wenn Teilnehmende we-
gen Änderung Ihrer Arbeitszeiten, wegen Wegzugs aus 
dem Verbandsgebiet der Volkshochschule oder wegen 
eigener Erkrankung dauerhaft nicht mehr an einer Veran-
staltung teilnehmen können. In diesen Fällen wird das 
Teilnahmeentgelt nach Vorlage eines entsprechenden 
Nachweises für den nicht in Anspruch genommen Teil der 
Veranstaltung abzüglich eines Stornierungsentgelts in 
Höhe von 5,00 Euro erstattet. 
 
(3) Das Teilnahmeentgelt kann einbehalten werden, wenn 
die Volkshochschule finanzielle Verpflichtungen im Zu-
sammenhang mit der Anmeldung eingegangen ist. 
 
(4) Für Sonderveranstaltungen sind abweichende Rege-
lungen zulässig. 
 

§ 12 
Kündigungen durch die Volkshochschule 

 
Die Volkshochschule kann in den Fällen des § 314 BGB 
das Benutzungsverhältnis mit der Teilnehmerin/dem Teil-
nehmer kündigen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere 
in folgenden Fällen vor: 
 

- gemeinschaftswidriges Verhalten in Veranstal-
tungen trotz vorangehender Abmahnung und 
Androhung der Kündigung durch die Kurleite-
rin/den Kursleiter, insbesondere Störung des In-
formations- bzw. Veranstaltungsbetriebes durch 
Lärm- und Geräuschbelästigungen oder durch 
querulatorisches Verhalten, 
 

- Ehrverletzungen aller Art gegenüber der Kurleite-
rin/dem Kursleiter, gegenüber anderen Kursteil-
nehmern oder Beschäftigen der Volkshochschu-
le, 
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- Diskriminierung von Personen wegen persönli-

cher Eigenschaften (Alter, Geschlecht, Hautfar-
be, Volks- oder Religionszugehörigkeit etc.), 
 

- Missbrauch der Veranstaltung für parteipolitische 
oder weltanschauliche Zwecke oder für Agitatio-
nen aller Art, 

 
- schwere Verstöße gegen die Hausordnung. 

 
Statt einer Kündigung kann die Volkshochschule die Teil-
nehmerin/den Teilnehmer auch von einer Veranstaltungs-
einheit ausschließen. 
 
Der Entgeltanspruch der Volkshochschule wird durch eine 
solche Kündigung oder durch einen Ausschluss nicht be-
rührt. 
 

§ 13 
Schadenersatzansprüche 

 
(1) Schadenersatzansprüche der Teilnehmerin/des Teil-
nehmers gegen die Volkshochschule sind ausgeschlos-
sen, außer bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 
 
(2) Der Ausschluss gemäß Absatz 1 gilt ferner nicht, 
wenn die Volkshochschule schuldhaft Rechte der Teil-
nehmerin/des Teilnehmers verletzt, die dieser/diesem 
nach Inhalt und Zweck des Vertrags gerade zu gewähren 
sind oder deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchfüh-
rung des Vertrags überhaupt erst ermöglichen und auf 
deren Einhaltung die Teilnehmerin/der Teilnehmer regel-
mäßig vertraut (Kardinalpflichten), ferner nicht bei einer 
schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder Ge-
sundheit. 
 

§ 14 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Das Recht, gegen Ansprüche der Volkshochschule 
aufzurechnen, wird ausgeschlossen, es sei denn, dass 
der Gegenanspruch gerichtlich festgestellt oder von der 
Volkshochschule anerkannt worden ist. 
 
(2) Ansprüche gegen die Volkshochschule dürfen nicht 
abgetreten werden. 
 

§ 15 
Inkrafttreten 

 
Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen / Entgeltordnung 
für die Volkshochschule Lippe-Ost treten am 01. Januar 
2013 in Kraft.  
 
Die Gebührenordnung für die Volkshochschule Lippe-Ost 
vom 01. Januar 2011 tritt damit außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende, von der Verbandsversammlung des Zweck-
verbandes Volkshochschule Lippe-Ost am 17.12.2012 be-
schlossene Allgemeine Geschäftsbedingungen und Ent-
geltordnung, werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
 
 
 
 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften des Gesetzes über die 
kommunale Gemeinschaftsarbeit -GkG- in Verbindung mit 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen -
GO NRW- beim Zustandekommen dieser Regelungen 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Allgemeine Geschäftsbedingungen und 

Entgeltordnung sind nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Verbandsvorsteher hat den Beschluss vorher 

beanstandet oder 
 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 
dem Zweckverband Volkshochschule Lippe-Ost 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, 05.02.2013 
 
 
gez. Gert Klaus 
-Verbandsvorsteher- 

Kr.Bl. Lippe 25.02.2013 
 
 
 
84 Öffentliche Bekanntmachung des Jahresab-

schlusses des Zweckverbandes Volkshoch-
schule Lippe-Ost für das Haushaltsjahr 2008 

 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Volks-
hochschule Lippe-Ost hat in ihrer Sitzung am 17.12.2012 
die von der Concunia Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mbH 
geprüfte und mit einem uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk versehene Jahresrechnung des Zweckverbandes 
Volkshochschule Lippe-Ost für das Haushaltsjahr 2008 mit 
einer Bilanzsumme in Höhe von 298.336,65 € festgestellt 
und dem Verbandsvorsteher gemäß § 18 Abs. 1 GkG in 
Verbindung mit § 96 Abs. 1 GO NRW uneingeschränkt Ent-
lastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss des Zweckverbandes Volkshoch-
schule Lippe-Ost für das Haushaltsjahr 2008 mit seinen 
Anlagen wird hiermit gemäß § 18 Abs. 1 GkG in Verbin-
dung mit § 96 Abs. 2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht. 
Er ist während der allgemeinen Öffnungszeiten, montags – 
donnerstags von 8:30 Uhr – 12:30 Uhr sowie dienstags von 
14:00 Uhr – 16:00 Uhr in der Hauptgeschäftsstelle der 
Volkshochschule in 32816 Schieder-Schwalenberg, Im 
Kurpark 1, Schloss Schieder, bis zur Feststellung des Jah-
resabschlusses 2009, zur Einsichtnahme verfügbar. 
 
Schieder-Schwalenberg, 05.02.2013 
 
 
gez. Gert Klaus 
(Verbandsvorsteher) 

Kr.Bl. Lippe 25.02.2013 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,61 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 16. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


